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T a g e s o r d n u n g 

 

 

1) Ehrung 

2) Bekanntgaben 

Antrag des Umweltreferenten und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 22.07.2021 

„Freising macht Klimaschutz!“ – Die Stadt Freising stellt eine weitere Person für das Kli-

maschutzmanagement ein. 

Antrag Freie Wähler vom 28.07.2021 „Wiedereinführung von Katastrophenschutz-Sire-

nen treffen“  

Antrag der SPD-Fraktion vom 01.09.2021 Solarenergie (Photovoltaik/Solarthermie) auf 

städtischen Bestandsliegenschaften 

Außerhalb der Tagesordnung: 

Antrag FDP vom 07.09.2021 „Heimische Wirtschaft entfesseln“ 

3) Erlass der Marktgebührensatzung  

4) Neuerlass über die Reinigungs- und Sicherungsverordnung 

5) Berichte und Anfragen 

 

TOP 1 Ehrung 

Anwesend: 33 

 

 

TOP 2 Bekanntgaben 

Antrag des Umweltreferenten und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 

22.07.2021 „Freising macht Klimaschutz!“ – Die Stadt Freising stellt eine weitere 

Person für das Klimaschutzmanagement ein 

Antrag Freie Wähler vom 28.07.2021 „Wiedereinführung von Katastrophenschutz-

Sirenen treffen“ 
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Antrag der SPD-Fraktion vom 01.09.2021 Solarenergie (Photovoltaik/Solarthermie) 

auf städtischen Bestandteilen 

Anwesend: 36 
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Die Anträge werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

Außerhalb der Tagesordnung: 

Antrag FDP vom 07.09.2021 „Heimische Wirtschaft entfesseln“ 

Anwesend: 36 
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Der Antrag wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

TOP 2 Bekanntgaben 

Anwesend: 37 

 

Es liegen keine Bekanntgaben vor. 

   

 

 

TOP 3 Erlass der Marktgebührensatzung 

 Anwesend: 37 

 

Die bisherige Marktgebührensatzung vom 10. Februar 1997 bedurfte einer grundlegenden 

Aktualisierung. 

 

Bei den bislang veranschlagten Gebühren wurden die einzelnen Absatzchancen der ver-

schiedenen Standbetreiber*innen nicht berücksichtigt. 

Darauf soll in Zukunft ein besonderes Augenmerk gelegt werden, um eine faire Behandlung 

der Standbetreiber*innen und eine ansprechende Vielfalt an Waren gewährleisten zu kön-

nen. 

Dies wurde nun angepasst, sodass in Zukunft Standbetreiber*innen mit einem regelmäßig 

höherem Umsatz auch höhere Gebühren zu tragen haben als solche, welche erfahrungsge-

mäß deutlich weniger Umsatz generieren. 

 

Die Berechnung der Gebühren bemisst sich nach der Frontlänge des Standes. Eine Berech-

nung nach Quadratmetern erfolgt nicht, da die Standbetreiber*innen, die durch große LKW 

auch flächenmäßig mehr Raum beanspruchen, fast ausschließlich Obst- und Gemüsehänd-

ler sind und diese Überlegungen mit in die Berechnung eingeflossen sind mit der Folge, dass 

Obst- und Gemüsehändler einen höheren Preis pro Frontmeter zu zahlen haben. Sollte nach 
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Quadratmetern abgerechnet werden, stimmt das Verhältnis zwischen den einzelnen Markt-

beschicker*innen nicht mehr. In einem solchen Fall würde zum Beispiel ein/e Gemüsehänd-

ler*in aus Freising unverhältnismäßig allein dadurch profitieren, dass sie oder er ihren bzw. 

seinen Lagerplatz direkt vor Ort hat, wohingegen Verkäufer*innen, welche sämtliche Ware 

gesammelt an einem Markttag mit sich führen müssen. Dies würde eine unangemessene 

Benachteiligung von außerörtlichen Beschicker*innen bedeuten. 

 

Auch in die Berechnung mit eingeflossen sind die unterschiedlichen Anschaffungskosten für 

verschiedenartige Stände, da z.B. Stände mit Kühlmöglichkeit, wie sie etwa zum Verkauf von 

Fleisch- und Wurstwaren benötigt werden, höhere Investitionskosten bedeuten. Dies stellt 

eine möglich gleichmäßige Amortisation dieser Investitionen sicher. 

 

Für eine vereinfachte Handhabung im Zusammenhang mit steuerlichen Aspekten ist in der 

Satzung nun aufgenommen, dass Kleinunternehmer i.S.d. Umsatzsteuergesetzes diese Ei-

genschaft bei der Stadt Freising nachweisen müssen. 

 

Zudem sind die in der Satzung dargestellten Gebühren nun als Netto-Gebühren ausgestaltet, 

um auf (kurzfristige) Anpassungen bei der Umsatzsteuer geeignet reagieren zu können. 

Auch soll künftig die Marketingabgabe entfallen. 

 

Der bisher verwendete Begriff „Standwochentag“ wurde zur besseren Verständlichkeit in 

„Markttag“ geändert. 

 

Der Marktsprecher Herr Schönegge wurde über die geplanten Änderungen informiert, jedoch 

hat er sich zu der neuen Marktgebührensatzung auch nach mehrmaliger Aufforderung nicht 

geäußert. 

 

Beschluss Nr. 99/13a 

Anwesend: 37   Für: 26 Gegen: 11 den Antrag 
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Die neue Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung des Wochenmarktes, 

des Grünen Marktes und der Jahrmärkte (Dulten) der Stadt Freising (Marktgebührensat-

zung), die wesentlicher Bestandteil des Beschlusses ist und dem Protokoll beiliegt, wird be-

schlossen. 

 

 

 

TOP 4 Neuerlass über die Reinigungs- und Sicherungsverordnung 

Anwesend: 37 

 

Es bedarf einem Neuerlass der Verordnung der Stadt Freising über die Reinhaltung und Rei-

nigung der öffentlichen Straßen und die Sicherung der Gehbahnen im Winter 

(Reinigungs- und Sicherungsverordnung), da laut neuester Rechtsprechung Art. 51 Ba-

yStrWG a.F. in der alten Fassung keine ausreichende Rechtsgrundlage für einige Reini-

gungsverpflichtungen ist, die von vielen Kommunen in Ihrer jeweiligen Verordnung vorge-

schrieben sind. Dies betrifft auch die Stadt Freising. 

 

Konkret wurde gerichtlich (Beschluss des BayVGH v. 17.02.2020, Az. 8 ZB 19.2020) ent-

schieden, dass Art. 51 Abs. 5 S. 1 BayStrWG a.F. keine Übertragung der Winterdienstpflich-

ten an solchen öffentlichen Straßen ermöglicht, die nur einem Fußgängerverkehr oder einem 

Fußgänger- und Radverkehr dienen, also nicht Teil einer Ortsstraße (Art. 46 Nr. 2 Ba-

yStrWG) sind. In der Reinigungs- und Sicherungsverordnung der Stadt Freising ist dies in 

den § 9 i.V.m. § 11 der aktuellen Fassung vorgesehen. 

 

Um eine solche Pflicht übertragen zu können wurde nun Art. 51 BayStrWG mit Wirkung zum 

01.01.2021 neu gefasst, um künftig eine wirksame Rechtsgrundlage für die Übertragung sol-

cher Reinigungsverpflichtungen darzustellen. 

 

Zwar hat sich lediglich der Inhalt der Norm geändert, ohne, dass die Stellung der Norm im 

Gesetz verändert wurde, jedoch sollte die Verordnung dennoch neu erlassen werden, damit 

sie sich rechtssicher auf die aktualisierte Version des Art. 51 BayStrWG bezieht. 
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Es bestehen Zweifel, ob das nachträgliche Inkrafttreten einer gesetzlichen Ermächtigungs-

grundlage (hier: Art. 51 Abs. 5 Satz 1 in seiner neuen Fassung ab 1.1.2021) eine Rechtsver-

ordnung heilen kann, die zuvor auf eine unzureichende Grundlage gestützt worden ist (vgl. 

BVerwG, Urteil v. 29.04.2010, Az. 2 C 77.08). Aus diesem Grund empfahl der Bayerische 

Gemeindetag allen Gemeinden, die von die von dem o.g. Beschluss betroffen sind, einen 

Neuerlass der jeweiligen Verordnung. 

 

Beschluss Nr. 100/13a 

Anwesend: 37   Für: 37 Gegen: 0 den Antrag: 

 

Die Satzung für die Erhebung einer Straßenreinigungsgebühr, die wesentlicher Bestandteil 

des Beschlusses ist und dem Protokoll beiliegt, wird beschlossen 

 

 

 

Top 5  Berichte und Anfragen 

  

 

 


